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(3) Wehrpflichtige, die sich zum Zeitpunkt der Muste­
rung ihres Jahrganges in einer Strafvollzugsanstalt be­
finden, erhalten den Ausschließungsschein bei ihrer 
Musterung nach der Haftentlassung, soweit Ausschluß­
gründe gemäß § 13 Absätze 1 und 2 des Wehrpflicht­
gesetzes vorliegen.

§ 17
Zurück- oder Freistellung vom Wehrdienst

(1) Die Musterungskommissionen der Wehrkreis­
kommandos treffen die Entscheidung über die Zurück­
oder Freistellung vom aktiven Wehrdienst und Re­
servistenwehrdienst auf Grund vorliegender Anträge. 
Die Zurück- oder Freistellung ist für die im Abs. 2 
genannten Wehrpflichtigen einzeln zu beantragen.

(2) Zurück- oder Freistellung vom aktiven Wehr­
dienst oder Reservisten Wehrdienst kann erfolgen:

a) auf Grund zeitlicher Dienstuntauglichkeit des 
Wehrpflichtigen:
Zurückstellung entsprechend den Ergebnissen der 
medizinischen Untersuchung;

b) auf Grund der fachlichen oder sonstigen Qualifi­
kation und der damit verbundenen Unabkömm­
lichkeit des Wehrpflichtigen:
Zurück- oder Freistellung auf Antrag des Betrie­
bes, der Einrichtung oder der gesellschaftlichen 
Organisation, bei dem bzw. bei der der Wehr­
pflichtige beschäftigt ist. Für Betriebe und Ein­
richtungen, die gemäß § 14 Abs. 1 des Wehrpflicht­
gesetzes nicht antragsberechtigt sind, stellt auf 
deren Anregung hin das zuständige staatliche 
Organ den Antrag. Der Antrag ist nach Stellung­
nahme durch das dem Antragsteller übergeordnete 
bzw. für ihn zuständige Organ mindestens fünf 
Tage vor der Musterung an das zuständige Wehr­
kreiskommando einzureichen;

c) auf Grund außergewöhnlicher familiärer Verhält­
nisse beim Wehrpflichtigen:
Zurückstellung auf Antrag des Wehrpflichtigen. 
Der Antrag ist 10 Tage vor der Musterung durch 
den Wehrpflichtigen beim Rat des Kreises einzu­
reichen. Der Rat des Kreises hat fünf Tage vor 
der Musterung den Antrag mit Stellungnahme an 
das zuständige Wehrkreiskommando zu über­
geben;

d) auf Grund des Besuches einer Universität, Hoch­
schule, Fachschule oder einer anderen gleich­
gestellten und staatlich anerkannten Lehranstalt 
bzw. auf Grund einer noch nicht abgeschlossenen 
Berufsausbildung (Lehrlinge):
Zurückstellung auf Antrag einer dieser Einrich­
tungen oder Betriebe. Der Antrag ist nach Stel­
lungnahme durch das dem Antragsteller übergeord­
nete bzw. für ihn zuständige Organ mindestens 
fünf Tage vor der Musterung an das zuständige 
Wehrkreiskommando einzureichen;

e) auf Grund der Delegierung zum Studium ins Aus­
land:
Zurückstellung für die Dauer des Studiums auf 
Antrag des Staatssekretariats für das Hoch- und 
Fachschulwesen;

f) auf Grund der Zugehörigkeit zur Deutschen Volks­
polizei, wenn die Wehrpflichtigen das 23. Lebens­
jahr vollendet haben und weiterhin bis zur Voll­
endung des 26. Lebensjahres im Dienst der Deut­
schen Volkspolizei verbleiben:

Zurück- oder Freistellung von Angehörigen der 
Deutschen Volkspolizei vom aktiven Wehrdienst 
oder Reservisten Wehrdienst auf Antrag der Volks­
polizeikreisämter.

(3) Die Zurückstellung erfolgt grundsätzlich nur bis 
zu einem Jahr. Sie ist bei Fortbestehen der Gründe neu 
zu beantragen. Wehrpflichtige können nur insgesamt 
dreimal zurückgestellt werden. Bei der dritten bean­
tragten Zurückstellung kann über eine Freistellung ent­
schieden werden. Bei Studenten bzw. Lehrlingen kann 
die Zurückstellung für die Dauer des Studiums bzw. 
der Berufsausbildung erfolgen. Bei Angehörigen der 
Deutschen Volkspolizei gemäß Abs. 2 Buchst, f kann die 
Zurückstellung vom aktiven Wehrdienst bis zu drei 
Jahren erfolgen.

(4) Die Freistellung ist eine unbegrenzte Befreiung 
von der Ableistung des Wehrdienstes.

(5) Die Zurück- oder Freistellung endet vorzeitig, 
wenn die Gründe dafür wegfallen. Die Antragsteller 
haben unverzüglich den Wegfall der Zurück- oder Frei­
stellungsgründe an die Wehrkreiskommandos zu 
melden.

(6) Die Einreichung eines Antrages auf Zurück- oder 
Freistellung hat keine aufschiebende Wirkung. An­
trägen auf Zurück- oder Freistellung vom Wehrdienst 
nach Erhalt des Einberufungsbefehls kann nur statt­
gegeben werden, wenn dafür außerordentliche Gründe 
vorliegen, die nicht bereits vor der Einberufung be­
standen. Die Gründe sind durch die Antragsteller aus­
führlich zu erläutern und zu belegen.

(7) Die zeitlich dienstuntauglichen Wehrpflichtigen 
können bei einer jährlichen Nachuntersuchung bis zu 
insgesamt drei Jahren aus gesundheitlichen Gründen 
vom Wehrdienst zurückgestellt werden. Bei der dritten 
Nachuntersuchung ist die endgültige Tauglichkeitsstufe 
festzulegen. Wehrpflichtige, bei denen auf Grund eines 
Facharztgutachtens feststeht, daß sie bis zu drei Jahren 
zeitlich dienstuntauglich sind, können auf Vorschlag 
des leitenden Arztes der Musterungskommission für die 
entsprechende Zeit ohne jährliche Nachuntersuchung 
zurückgestellt werden. Nach Ablauf dieser Frist ist 
durch eine Nachuntersuchung die Tauglichkeitsstufe 
festzulegen.

(8) Wird von den Musterungskommissionen eine dau­
ernde Dienstuntauglichkeit festgestellt, so entbindet 
dies die Wehrpflichtigen nicht von der Pflicht, nach 
Aufforderung erneut vor der Musterungskommission 
zu erscheinen.

(9) Den im Abs. 2 genannten Antragstellern ist vom 
Wehrkreiskommando innerhalb von 14 Tagen nach Ent­
scheidung durch die Musterungskommission Bescheid 
zu erteilen, wenn der Antrag auf Zurück- oder Frei­
stellung abgelehnt wurde. Zwischenbescheide sind nicht 
zu erteilen.

§ 18 
Nachmusterung

(1) Der Minister für Nationale Verteidigung legt bei
Notwendigkeit, die sich aus den Bestimmungen der 
§§ 4, 5 und 6 dieser Anordnung ergibt, eine Nach­
musterung fest. ®

(2) Für die Nachmusterung gelten die Bestimmungen 
dieser Anordnung im vollen Umfange.


